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. gr e : Competenzconflicten zwiſchen den autonomen und den ſtaatlichen Vers 
Mit 1. Jänner 1875 beginnt ein neues Abon⸗ waltungsbehörden in Gemeindeangelegenheiten in Tirol durch die 
h I ingulare in keiner übrigen Landes-Gemeinde-Ordnungen wieder⸗ 
uf die 0 u finguläre in keiner der übrigen Lan es⸗G de⸗Ordnung 
nement a f . für Verwaltung kehrende Beſtimmung des $ 97 der tiroliſchen Gemeindeordnung vom 
Wir erſuchen die Herren Abonnenten ihre Pränume- 9. Jänner 1866, Nr. 1 L. G. B. pro 1866 — wenn ein Einver⸗ 
er ee A: 8 i 
rations⸗Erneuerung nur ſtändniß zwiſchen der Statthalterei und dem Landesausſchuſſe nicht 


zu erzielen iſt — dem k. k. Staatsminiſterium, an deſſen Stelle 
an das Comptoir der Wiener Zeitung, Grün⸗ dermal das k. k. Miniſterium des Innern getreten, vorbehalten ſei. 
angergaſſe Nr. 1 zu ſenden. 


Dieſer Einwendung konnte jedoch aus dem Grunde keine Folge 
gegeben werden, weil der $ 97 des tirol. Gemeindegeſetzes nur von 
dem Falle ſpricht, wo ein Competenzconflict in Gemeindeangelegen⸗ 
heiten zwiſchen der politiſchen Bezirksbehörde und der Gemeinde— 
2 und Bezirksvertretung oder aber zwiſchen der Statthalterei und der 
Inhalt. Landesvertretung obwaltet. 
Im vorliegenden Falle aber, in welchem das k. k. Miniſterium 
über Recurs des Pfarramtes Botzen und der Gemeinde Zwölfmalgrein 
i r SE — 15 . S., im ordentlichen Inſtanzenzuge in letzter Verwaltungsinſtanz 
Der nee dann entſchieden hat, und hierauf der Competenzeonflict von dem ttroliſchen 
verweigern, wenn das von den Einberufungswerbern für die zewünſchte Sitzung Landesausſchuſſe erhoben worden iſt, obwaltet dieſer Conflict zwiſchen 
vorgeſchlagenen Berathungsprogramm Gegenſtände betrifft, welche zum Wir dem Landesausſchuſſe und der oberſten Verwaltungsbehörde, und dies 
kungskreiſe der Gemeinde nicht gehören. iſt eben der Fall, welcher durch die klare Beſtimmung des Art. 2 


renhändel des i ſtehers kö ie : i 9 x 8 9 
er De nes Gemeinbevorftehers können nicht als Gemeindeangelegenheiten lit. b. des St. G. G. vom 21. December 1867, Nr. 143 R. G. B. 


Mittheilungen aus der Praxis: 
Competenz zur Entſcheidung über die Auflaſſung eines Friedhofes. 


Statiſtiſches Jahrbuch für das Jahr 1872. v. der Cognition des k. k. Reichsgerichtes zugewieſen iſt. 6 
Verordnung. Von dem Herrn Regierungsvertreter iſt weiter eingewendet 
Perſonalien. worden, daß in Sachen der Anflaſſung des Botzner Friedhofes 


dermal ein Competenzconflict zwiſchen den ſtaatlichen und den auto— 
nomen Behörden noch gar nicht obwalte, ſondern höchftens in Ausſicht 
= nn ru Fe ſtehe, indem von Seite des k. k. Miniſteriums des Innern über die Com⸗ 
3 petenz zur Schlußfaſſung über die Auflaſſung des Bogner Friedhofes noch 
Mittheilungen aus der Praxis. 900 ae wurde, ſondern nur vorläufige Ermittlungen ange- 

ordnet ſeien. 
1 1 Nachdem jedoch in der Entſcheidung der k. k. tiroliſ . 
Competenz zur Entſcheidung über die Auflaſſung eines Friedhofes. | halterei 195 2. a 1873, Nr. 18 95 faites e e 
Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 10. Juli 1874 gepflogenen des Landesausſchuſſes) die Entſcheidung I k. k. Bezirkshauptmannes 
öffentlichen Verhandlung über den Antrag des tiroliſchen Landesausſchuſſes pri ER il TR . (7819 vinſoferne ſie das 
de praes. 7. Juli 1873, Nr. 67 R. G., teproducht am 27. Mai 1874, | Pıncp aud richt daß in ber ſchwebenden Friedhofeangelegenheit bie 
Nr. 124 auf Entſcheidung des bejahenden Competenzconflietes mit 05 19 5 te d nde en enen ind ausdrücklich 
den ſtaatlichen Verwaltungsbehörden, betreffs der Berechtigung zur fue / a ſohin aber in Folge Recurſes des Pfarramtes Bozen 
Entſcheidung über die Auflaffung des ſtädtiſchen Friedhofes zu Boten, und der Gemeindevorſtebung von Zwolfmalgrein von dem k k. Mini⸗ 
und das geſtellte Begehren um Erkenntniß, zur Entſcheidung über die ſterium des Innern mit dem durch Zuschrift des Bezirkshauptmanes 
Auflaſſung des gedachten Friedhofes ſeien nur die autonomen Be⸗ von Botzen an die Gemeindevorſtehung ddo. 20. Mai 1873, Nr. 4635 
hörden competent, zu Recht erkannt: „Zur Entſcheidung über die intimirten Erlaſſe vom 10. Mai v. J, Nr. 7932 (Suballegat 1 
Auflaſſung des ſtädtiſchen Friedhofes zu Boßtzen ſind die autonomen Beil. 4 der Eingabe des Landesausſchuſſes) ausdrücklich entſchteden 
Behörden competent. g wurde, daß das k. k. Miniſterium die in Rede ftehende, wie 
u auch eine andere, hier nicht zur Sprache gekommene Entſcheidung 
: Gründe: der k. k. Statthalterei „unter Zurückweiſung der dagegen gerichteten 
Von Seite des Herrn Vertreters der k. k. Regierung wurde in Beſchwerde aufrecht zu halten fin de“; ſo mußte der von dem 
erſter Linie die Incompetenz des k. k. Reichsgerichtes zu der ihm tiroliſchen Landesausſchuſſe der h. g. Entſcheidung unterzogene Com⸗ 
angeſonnenen Entſcheidung eingewendet, indem die Entſcheidung von petenzeonflict als thatſäch lich vorhanden anerkannt und dar- 


Erledigungen. 


über die Entſcheidung des k. k. Reichsgerichtes nach Maßgabe des 
Geſetzes getroffen werden. 

Betreffs der Competenzfrage ſelbſt gelten 
gungen: 

Das Sanitätsgeſetz vom 30. April 1870, Nr. 68 R. G. B., 
welches zur Feſtſtellung der Competenzen in der vorliegenden Falls 
zur Entſcheidung ſtehenden Frage zunächſt berufen wäre, enthält dar⸗ 


folgende Erwä⸗ 
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Tirol vom 9. Jänner 1866, Nr. 1 L. G. Bl. iſt die Geſundheits⸗ 
polizei im vollen Umfang dem ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Ge⸗ 
meinden zugerechnet. 

Umgekehrt findet ſich an der Spitze des Sanitätsgeſeges die 
ſchon erwähnte Beſtimmung, daß der Staatsverwaltung principiell 
die Oberaufſicht über das geſammte Sanitätsweſen und die oberſte 
Leitung der Sanitätsangelegenheiten zuſtehe, die unmittelbare 


über keine Beſtimmung. Die auf das Begräbnißweſen und die Bes | Wirkſamkeit derſelben hingegen da emtrete, wo ihr gewiſſe Ge- 
gräbnißplätze Bezug habenden Competenzbeſtimmungen dieſes Geſetzes ſchäfte vermöge beſonderer Wichtigkeit für den allgemeinen Gefund- 


ſind folgende: 


laut § 6 den politiſchen Behörden) „die Ueberwachung der Todtenbe— 
ſchau und der Handhabung der Geſetze über das Begräbnißweſen 
und in Betreff der Begräbnißplätze“. 

Zufolge $ 3 lit. d. umfaßt die dem ſelbſtändigen Wirkungs⸗ 
kreiſe der Gemeinden zugewieſene Geſundheitspolizei „die Errichtung, 
Inſtandhaltung und Ueberwachung der Leichenkammern und Begräb— 
nißplätze“. 

Endlich iſt den Gemeinden im übertragenen Wirkungs— 
kreiſe zu Folge § 4 lit. b. „die Handhabung der ſanitätspolizeilichen 
Verordnungen und Vorſchrifteu über Begräbniſſe“ zugewieſen. 

Keine dieſer Beſtimmungen enthält eine Norm über das Recht 
zur Eutſcheidung über die Auflaſſung von Begräbnißplätzen. 

Der Staatsverwaltung insbeſondere iſt durch § 2 lit. g. 
nur die Ueberwachung der Handhabung der Geſetze über Ber 
gräbnißweſen und Begräbnißplätze — welche Handhabung daher 
nothwendiger Weiſe durch andere Organe ſtattfindet — zugewieſen. 

Daß unter der Ueberwachung der Handhabung nicht die un⸗ 
mittelbare Handhabung der bezüglichen Geſetze ſelbſt verſtanden iſt 
und verſtanden ſein kann, tritt noch ſchärfer hervor, wenn Bedacht 
genommen wird, daß in dem vorhergehenden § 1 des bezogenen 
Geſetzes die „Oberaufſicht der Staatsverwaltung (Alinea 1) zu der 
„unmittelbaren Wirkſamkeit“ derſelben (Alinea 2) in ſcharfen Gegen⸗ 
ſatz gebracht, daß ferner betreffs der letzteren — nämlich der un⸗ 
mittelbaren Wirkſamkeit der Staatsverwaltung — lebenda) ausge⸗ 
ſprochen iſt, daß ſie (nur) jene Geſchäfte umfaſſe, welche derſelben 
vermöge beſonderer Wichtigkeit für den allgemeinen Geſundheitszuſtand 
zur Beſorgung ausdrücklich vorbehalten werden. 

In dem hierauf folgenden § 2 werden nun in den lit. a—g 
die Agenden der Staatsverwaltung unter manigfaltigen terminologiſchen 
Nüanctrungen als: Dberaufficht, Leitung, Regelung, Ueberwachung ꝛc. 
aufgezählt; betreffs des Begräbnißweſens und der Begräbnißplätze 
aber sub q die Ueberwachung der Handhabung der be 
züglichen Geſetze ihr zugewieſen. 

Was nun aber die unmittelbare Handhabung der in 
Rede ſtehenden Geſetze anbelangt, ſo iſt den Gemeinden im ſelbſtſtän⸗ 
digen Wirkungskreiſe (§ 3 lit. a.) wohl die Errichtung, Inſtand⸗ 
haltung und Ueberwachung der Leichenkammern und Begräbniß⸗ 
plätze, und im übertragenen Wirkungskreiſe die Handhabung der 
ſauitätspolizeilichen Verordnungen und Vorſchriften über Begräbniſſe 
zugewieſen; allein unter keine der genannten Rubriken kann die Ent⸗ 
ſcheidung über die Auflaſſung von Friedhöfen ſubſumirt werden. 

Die älteren Geſetze und Verordnungen über das Begräbnißweſen 
aber können zur Löſung der zur Entſcheidung ſtehenden Competenz⸗ 
frage nicht verwendet werden; denn, wenn auch in denſelben, nament⸗ 
lich in den aus der Regierungszeit Kaiſer Joſef II. herrührenden 
einſchlägigen Erläſſen ohneweiters die Competenz der ſtaatlichen Ber⸗ 
waltungsbehörden in derlei Angelegenheiten vorausgeſetzt wird; fo iſt 
zu erwägen, daß in jener Epoche die ſtaatlichen eben die alleinigen 
Verwaltungsorgane waren, und daß die Abgrenzung der ſtaatlichen 
gegen anderweitige Eompetenzen erſt erforderlich wurde, ſeitdem 
neben den ſtaatlichen auch Organe der Selbſtverwaltung vorhanden ſind. 

Dieſe Abgrenzung im Bereiche der Sanitätsverwaltung zu 
regeln, war eben Zweck und Aufgabe des Sanitätsgeſetzes vom 30. 
April 1870, welches jedoch, wie eben dargelegt wurde, betreffs der 
Auflaſſung von Begräbnißſtätten keine Competenzbeſtimmung enthält. 

Unter dieſen Umſtänden kann die Entſcheidung über dieſe Com⸗ 
petenzfrage nur aus allgemeinen Grundſätzen abgeleitet werden. In 
dieſer Beziehung ſteht nun Folgendes feſt: 

Durch Art. V des Reichs⸗Gemeindegeſetzes vom 5. März 1862, 
Nr. 18 R. G. B. und durch § 27, 3. 5 des Gemeindegeſetzes für 


| 
| 
| 


i ñheitszuſtand zur Beſorgung ausdrücklich vorbehalten werden. 
Laut § 2 lit. g. obliegt der Staatsverwaltung (d. t. 


Demgemäß bildet in allen Sanitätsangelegenheiten die Compe⸗ 
tenz der Gemeinde (u. zw. im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe) die 
Regel, die Eompetenz der Staatsverwaltung die aus einem aus⸗ 
drücklichen Vorbehalt zu begründende Ausnahme. 

Da nun ein ſolcher Vorbehalt betreffs der Entſcheidung über 
die Auflaſſung von Friedhöfen für die Staatsverwaltung in dem 
Sanitätsgeſetze nicht getroffen ift, ſo muß die Regel zur Anwendung 
kommen, wornach alle Angelegenheiten der Geſundheitspolizei, mithin 
auch die Entſcheidung über die Auflaſſung von Friedhöfen zum ſelbſt⸗ 
ftändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde und daher in höherer Inſtanz 
der übergeordneten autonomen Organe gehören. n 

Hiezu kommt, daß ſich die Auflaſſung von Friedhöfen der 
Errichtung und Inſtandhaltung derſelben, welche im § 3, 
lit. d des Sanitätsgeſetzes ausdrücklich als Beſtandtheile der den Ge- 
meinden zugewieſenen Geſundheitspolizei anerkannt ſind, in unverkenn⸗ 
barer Analogie anreiht. 

Obwohl ſonach die unmittelbare Entſcheidung über die Auf⸗ 
laſſung des ſtädtiſchen Friedhofes zu Botzen auf Grundlage der be- 
ſtehenden Geſetze als zur Competenz der autonomen Behörden gehörig 
anerkannt werden mußte, jo verſteht es ſich doch von ſelbſt, daß das 
Aufſichtsrecht in allen Sanitätsangelegenheiten und insbefondere 
die Ueberwachung der Handhabung der Geſetze über das 
Begräbnißweſen und in Anſehung der Begräbnißplä tze, 
ſowohl zufolge der SS 91 und ff. des tiroliſchen Gemeindegeſetzes als 
auch zufolge der §§ 1, 2 lit. g und b des Sanitätsgeſetzes vom 
30. April 1870 im vollen Umfang der Staatsverwaltung und 
deren Organen zuſtehen.“ 

(R. G. Entſch. vom 10. Juli 1874, 3. 131.) 


Der Gemeindevorſteher iſt berechtiget, eine in geſetzmaßiger Weiſe 

durch ein Drittheil der Ausſchußmitglieder begehrte Einberufung 

des Gemeinde: Ausfchuffes dann zu verweigern, wenn das von den 

Einberufungswerbern für die gewunſchte Sitzung vorgeſchlagene 

Berathungsvrogramm Gegenitande betrifft, welche zum Wirkungs⸗ 
kreiſe der Gemeinde nicht gehoren. 

Ehrenhändel des Gemeindevorſtehers können nicht als Gemeinde⸗ 
angelegenheiten angeſehen werden. 


Im Laufe der Monate Juni und Juli 1874 wurden in den 
Nummern 20 und 29 der N. . . . Zeitung dem Dr Theodor O. 
welcher dermalen Bürgermeiſter in T. iſt, theils direct, theils indirect 
unehrenhafte Geſinnungen und Handlungen vorgeworfen und gegen 
O. unter anderem geſagt, daß er mittelſt Drohbriefen, feine Stellung 
zur Einſchüchterung Anderer ausnäge und dadurch die Taschen ker⸗ 
ſelben in Contribution ſetze, daß er einen Menſchen im Gemeinde⸗ 
amte dulde, den er dem Strafrichter hätte überliefern wollen, daß er 
als nicht wiedergewähltes einſtiges Reichsrathsmitglied ſeine letzte 
Wiederwahl zum Bürgermeiſter nur dem Mißbrauche des Vertrauens 
der Schützengeſellſchaft zu ihrem Hauptmanne verdanke, daß er die 
Bürger zu unterdrücken und zu vernichten bemüht ſei, daß er nicht 
das allgemeine Wohl, ſondern Privatzwecke verfolge und ſeine Stel⸗ 
lung oft mißbrauche. . 

. Auf die uſchuldigung hin verlangten 12 Mitglieder (von 36) 
des Gemeinde⸗Ausſchuſſes in T. in einer an den Bürgermeiſter ge: 
richteten Eingabe die Einberufung einer außerordentlichen Gemeinde⸗ 
Ausſchußſitzung behufs Berathung und Beſchlußfaſſung über den An⸗ 
trag: „Der Gemeinde ⸗Ausſchuß wolle beſchließen, es ſei der Bürger⸗ 
meiſter Dr. O. aufzufordern, ſich gegen die in der N ſchen 
Zeitung in den Nummern 20 und 29 vorgebrachten, die Makelloſtg⸗ 
keit ſeiner Ehre angreifenden, Anſchuldigungen in geeigneter geſeßlicher 
Weiſe zu vertheidigen, widrigens die Antragſteller ſich zu der Erklä⸗ 
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rung veranlaßt ſehen würden, es jet mit ihren Begriffen von Ehre zur Behandlung im Gemeinde⸗Ausſchuſſe nicht für geeignet erkannt und 
unverträglich, ferner einer Sitzung beizuwohnen, welcher Dr. O. prä- daher die Einberufung des Ausſchuſſes abgewieſen hat, nicht geſetzwidrig 
ſidirt.“ gehandelt hat und daher die politiſche Behörde keinen Grund hat, 
Der Bürgermeiſter Dr. O. hat dieſes Verlangen abgelehnt, eine andere Verfügung zu treffen.“ — 
„weil ſich der geſtellte Antrag auf keinen der nach §§ 30 —41 Gem.⸗ 
Ord.') in den Wirkungskreis des Gemeinde-Ausſchuſſes gehörigen 
Gegenſtände e weil der Bürgermeiſter nach § 66 der u 
dem Gemeinde-Ausſchuſſe nur für feine Amtshandlungen als Bürger: e 4 2 
meiſter a die len der 155 aber, was der⸗ Statiſtiſches Jahrbuch für das Jahr 1872. 
ſelbe zum Schutze feiner Privatehre zu thun habe, ihm bloß allein . 
G 05 Beſchlußfaſſung hierüber weder zu den Befugniſſen des 
| rat iter 5 Ar i Be⸗ 1 5 Altnißpmaßia ſts 0 
wih dee d e 7 1 er Ae 55 inn SR 1 e ſtärker als die meiſten der früheren 
meinde Ausſchuſſes Be föreitenden 1 5 nach 8 56 alin. 3. Genn zelhe 8 e \ DE apt ſich daher um ſo weniger abſehen 
Ord. geſeßlich fg fe 5 9 N warum ne en em Klerus und den ee die für ſich allein ein ſtattliches Heft 
Gegen dieſen Beſchetd des Bürger meiſters beſchwerten ſich unter An⸗ ma e e de e ene De Au eee 
rufung des ö 108 der Gem Re Yan 5 99 Gemeinde⸗Ausſchuſſes muß, als beide Theile ſchwerlich aus der Feder eines Arbeiters ſtammen. Bei dieſem 
en: N. der Bezirkehan ae wobei fie das Begehen Umfange des Heftes ind wir auch ſelbſtverſtändlich w in der Lage, auch nur die 
ſtellten, es möge der 1 1 Beſchei n und dr Bürger: genau desſelben in einem Auflage wiederzugeben. Wir ſcheiden daher den größer 
meiſter rach Vorſchritt 05 1 le dee ren Theil (Klerus und Lehranſtalten) von Wann aus, d i. jenen, weiber ſich 
einem Drittheile 15 Ausſchußwit lieder ehe Ausſchußſizung Eee zumeift nicht auf die von dem en ele Seit bezieht, en er die Nach⸗ 
halb einer beſti oa 3 Men 8 weiſungen über den Klerus für das Jahr 1870. über die Hoch- und Mittelſchulen für 
805 Be irkch en hie 11 895 er au den f das Studienjahr 1873, über die Volksſchulen für das Schuljahr 1871 bringt und nur 
zürktshauptmann erkannte 1 „daß er aus den m den die Fachſchulen nach dem Stande von 1872 in's Auge faßt. Nur eine Bemerkung 
1 — Be 
2 Beſchwerde Folge 1 abet „ Ri 1 Ge" da eine Re Be nen rer 
N 3 5 8 5 Hoffnung nicht in Erfüllung gegangen iſt. Letztere betraf die getrennte Verzeichnung 
nitllkder bid: Wer en e e der in der nebergangszeit ſich neben einander abwickelnden Rigeroſen neuer gr 
nicht die lakoniſche Kürze des bezirkshauptmannſchaftlichen Erkenntniffes. el a De hie ungen bei ee Gelesen aeſthne Fettgeſkellt me 
f 13 5 8 5 ; 6 = 1 könnten. Nach der vorliegenden Tabelle für das Studienjahr 1873, das erſte der 
Dieſes öffne Thür und Thor der Autokratie des Bürgermeiſters und Rigor 15 ift dies unmöglich, da die Prüfungen neue Sc 
ichaffe aus dem gefeglich beſtellten Excutivorgane der Gemeindevertre | den ene Mee 8 Der abe 0 er 
tung eine vorgejeßte controlivende Behörde. Die Recurreaten würden N e 1 n anſammengezogen find. Wirformuliren daver 
in dem Falle, als das ihnen im § 42 der Gem.-Ord. gewährleiſtete e 1 a d ee eien mene oh ies ene dennen 
Recht im adminiſtrativen Inſtanzenzuge nicht gewahrt werden ſollte, 100 0 155 eee NE werde; jetzt wird die Erhebung der bezüg⸗ 
die Entſcheidung des Reichsgerichtes einholen. Die Entſcheidung des e eee en wat ben wohl dürfte es ober der Fall ſein, 
Bürgermeisters fel ungeſeßzlich Denn . Me nicht diefer, fern win 105 nach un a 11 die ziffermäßigen Reſultate der neuen Pru⸗ 
EN 25 9 80 2 2 : ungsordnung zuſammenfaſſen wollte. 
len Bu . n Der zweite Theil des Heftes bringt Pu 25 Seiten ein Verzeichniß der 1872 
ee bares und ausnahmslefes Recht eines Drittheiles der e e eee a die Daten über ee Ort, Sprache, 
Gemeindevertretung, die Einberufung einer außerordentlichen Ausfchuß- 11 a ee ue e ene webe ens 15 Aa he 
figung zu verlan Di een eee Ne 5 Arbeit wacht e F ee durch aun cen e Sichten 
gebrachte Verhandlungsgegenſiund in den Wirkungskreis der Gemeinde: u m NN Pr > > IR PERS PU 2 a 
vertret ne 5 5 855 uche erſt zum zweiten Male behandelt wine und wir es hier überhaupt mit einem 
i dar c denn Dr. O. ſei nicht nur u Privatperſon, ſondern auch noch ſehr wenig befahrenen Schachte ſtatiſtiſcher Forſchung zu thun haben. Gerade 
Ven feen u aller fee eee deßhalb aber, weil wir dieſer Arbeit unſeren vollen Beifall zollen, glauben wir ganz 
Han er ung des 3 gane e 1 Zweifel eat i Der unbefangen zu urtheilen, wenn wir eine Bemerkung nicht unterdrücken, welche dieſe 
Gemeinde N. 1 nicht leich Hin fein 5 0 1925 Hürgerpeiſter Arbeit ebenſo wie das Jahrbuch im Allgemeinen trifft. Es frägt ſich darum, ob es 
Ehrioſigteit . TE a 8 1 mil kei ne Sache eines Jahrbuches ſein müſſe, das mühevolle De a Inventur 
vertretung desſal . 945 1 e Bürgermeiſter zu ver⸗ ſtets zu wiederholen, oder ob die Analogie des Ceaſus es nicht geftatte, dasſelbe 1 
langen daß . di ie Boni Selnige ins Falle größeren Zwiſchenräumen n und mitlerweile nur die F Ver⸗ 
8 er ſich gegen 1 reinige. 2 d z änderungen zu regiſtriren. Wenigſtens bei den individuellen Nachweiſen, wie z. B. 
de 8 42 alin. 3, wenn ein Drittheil der Aueſchußmitglieder u eben bei dem namentlichen Zeitſchriftenverzeichniſſe, dürfte letzteres wohl genügen, 
nd e tte ed 1 wenn 8 9 91 Pa e Wee des Jahres in einer Tabelle zuſammen⸗ 
am Wengen Aer un es ſich em RR Perſon handelt. Die Ge: al ee Waben ge SEN 
ab ein G en Wirken Be 510 . Pr nn 1 Druckſchriften belief ſich auf 835, die wieder 
Bürgermeiſter müſſe erſt den Beſchluß der e e in er N 15 kaßg ih e bee mehr oder minder wiffenſchaftliche, 
bn d erſt, went ese vorliege, feen 2555 8 56 der G. O. 86 belletriſtiſ he und bumoriſtiſche, 93 Notizen. und Auzeigeblätter und 53 Fach— 
928855 5 i 9 blätter unterſchiedlicher Art zerfielen. Die Gruppe der nichtpolitiſchen Zeitſchriften 
vorgehen, dürfe aber nie ſelbſt entſcheiden, daß ein ſolcher Beſchluß überwiegt ſomit an Zahl weitaus, denn fie beträgt gegen 69 pct. 
e ehen. diesfalls die Entſcheidung der Bezirks. Was die Sprache anbelangt, ſo ſtimmt die Zahl der nicptbeutfchen 
Die Statthalterei hat dem Recurſe keine Folge gegeben, „nach⸗ u f 5 AN RNIT rauen eee En ee Teen 
dem der von der Bezirkshauptmannſchaft beſtätigte Beſcheid des Bür- DE bel na due 15 bee Mee em en un 
germeiſters von T Fallketrmen im Geſetze begründet ſei u I Ru u daß dieſelbe, ſieben Zeh teln der Geſammttleiſtung gleich, 
Der ge 5 5 e 8 18700 eſchuß⸗ von einem Drittel der öſterreichiſchen Bevölkerung getragen wird) iſt um ſo gewich— 
N gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung von den 12 Ausſchuß tiger, als die Minorität ſi fh NE N De 
mitgliedern eingebrachten Miniſterialberufung hat das Miniſterium des 55 a e RR in 172 a en . 
& A 5 : x | ich * 2 rung Oeſterreichs eigentlich nicht zu Gute gerechnet werden 
„ 5 oferne er das vorgeleg 9 liſcher Sprache, 10 endlich theils in hebräiſcher, theils in deutſcher Sprache, aber mit 
hebräiſchen Lettern gedruckt). Unter den nichtdentſchen Blättern haben die ſlaviſchen 
*) Die Citate aus der Gemeinde-Ordnuug beziehen ſich auf die Gemeinde-Ord⸗ (189) vor den italieniſchen (43) entſchieden den Vorrang und ſelbſt, weun wir die 
nung für Böhmen vom 16. April 1864. 5 Scheidung noch weiter fortſetzen, ſind ſowohl die Czechen mit 110 als die Polen mit 
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50 periodiſchen Druckſchriften den Italienern überlegen. Nur die Südſlaven und 
Ruthenen werden auch von dieſen überflügelt, da die ſloveniſch⸗illiriſchen Blätter 
zuſammen nur die Ziffer 15, die rutheniſchen gar nur die Ziffer 11 erreichen. Bringt 
man die Volkszahl mit in Anſchlag, dann ſind natürlich die Italiener allen Nicht⸗ 
deutſchen voraus und können ſich ſogar mit den Deutſchen meſſen. 

Ebenſo intereffant iſt die Erſcheinung der localen Concentration der publi— 
eiſtiſchen Thätigkeit. Sämmtliche 835 Zeitſchriften erblicken in 99 Orten das Licht 
des Tages, ein um ſo bedeutungsvolleres Ergebniß, als wir erſt letzthin couſtatirten, 
daß die Volkszählung von 1869 in Oeſterreich 738 Städte kennt. Schon hieraus läßt 
ſich die Folgerung ziehen, daß die Bevölkerung von verhältnißmäßig wenig Brenn- 
punkten aus publieiſtiſch beherrſcht wird. Dieſe Thatſache wird aber erſt durch den 
Umſtand in das richtige Licht geſtellt, daß faſt die Hälfte dieſer Orte (45) kaum in 
Anſchſag kommt, da in ihnen nur je eine Zeitſchrift ausgegeben wird, deren Summe 
ſomit in der Zahl von 835 nahezu verſchwindet. Die Maſſe des publiciſtiſchen Pro’ 
ducts, nämlich 790 Zeitſchriften, wird von 54 Productionsſtätten aus in die Welt 
geſendet, und wenn wir die 24 Orte mit je 2 Blättern auch noch in Abſchlag bringen, 
ſo entfallen 742 Preßorgane, alſo faſt 90 Percent, auf 30 Druckorte. Wien für ſich 
allein nimmt 357, d. t. gegen 43 Percent in Anſpruch (von den deutſchen Blättern 
zomit gewiß die Hälfte), und wenn wir nur noch Prag mit ſeinen 95 Blättern dazu— 
rechnen, fo iſt die Majorität reichlich vorhanden; auf Wien, Prag, Lemberg, Trieſt, 
Brünn, Graz zuſammengenommen entfallen über 70 Percent. 

Eine größere Mannigfaltigkeit offenbart ſich in der Art der Periodieität. Das 
Erſcheinen nach Quartalen und die zweimalige Ausgabe im Tage ſind die Extreme, 
ſie werden von faſt gleich ſchwachen Eckpfeilern getragen, denn, wie es nur 12 
Quartalſchriften gibt, jo ergreifen nur 14 Blätter zweimal im Tage das Wort. Ja 
ſelbſt das tägliche Erſcheinen iſt ſchon eine ſehr bed eutende Leiſtung, welche nur weni⸗ 
gen, nämlich (ſammt den 14 Doppelrednern) nur 98 Zeitſchriften, alſo nicht einmal 
12 Percent gelingt. Die geläufigſte Erſcheinungsform iſt die wöchentlich einmalige, 
dann mit ziemlich gleichen Zahlen die monatlich zwei- oder einmalige Ausgabe (274, 
172, 152 Blätter). Faſſen wir die verſchiedenen Formen in größere Gruppen zuſam⸗ 
men, ſo ergibt ſich folgendes Reſultat. 21 Percent der Zeitſchriften erſcheinen wöchent— 
lich zwei-, Drei» oder ſechs⸗ und mehrmals, 77 monatlich ein-, zwei», drei- oder viermal, 
nicht einmal 2 aber viertel-, halbjährlich oder in ähnlichen Intervallen; der Tages⸗ 
preſſe endlich ſteht der Reſt wie 88 zu 12 Percent gegenüber. Dieſe numeriſchen 
Verhältniſſe ſprechen ſomit entſchieden zu Gunſten der — intermittirenden, möchten wir 
ſagen, oder, dieſe Methateſis dürfte wohl erlaubt fein, zu Gunſten der kleinen Preſſe. 
Ob aber die Wirkungen hiemit zuſammenfallen, kann ſelbſt ſtatiſtiſch dadurch nicht 
erwieſen fein, hiezu gehörte die Erhebung des Leſerkreiſes. Ein Anlauf zu dieſer Un⸗ 
terſuchung iſt, wie wir einem auch an unſere Zeitſchrift gelangten Frageſchreiben des 
ſtatiſtiſchen Bureaus entnehmen (die Größe der Auflage von 1872 ſoll bekannt ge⸗ 
geben werden), bereits gemacht, möge er von dem gewünſchten Erfolg begleitet ſein. 

ls (, 


Verordnung. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 27. October 1874, 3. 15.387 mit der Er⸗ 
innerung, daß die Correfpondenz wegen Einbringung von Krankenverpflegskoſten für 
Ausländer ſtets im diplomatiſchen Wege zu führen iſt. 


Laut Mittheilung des k. und k. Miniſteriums des Aeußern vom 4. d. M. 
3. 15.202 hat die k. und k. Geſandtſchaft in Rom eine ihr vom dortigen auswärtigen 
Amte zugekommene Note vom 9. September d. J. 3. 789 eingeſendet, worin hervor⸗ 
gehoben wird, daß verſchiedene Spitalsverwaltungen in der öſterr. ungar. Monarchie, 
entgegen den zwiſchen der Regierung Seiner k. und k. Apoſtoliſchen Majeſtät und 
dem königl. ital. Gonvernement getroffenen bezüglichen Vereinbarungen, ſich direct an 
die Präfectur in Vdine um Auskünfte über die Zuſtändigkeit der in den fraglichen 
Spitälern verpflegten Italiener wenden, und erſt im Beſitze dieſer Auskünfte die diplo⸗ 
matiſche Vermittlung wegen Hereinbringung der Verpflegskoſten in Anſpruch nehmen 

Die königl ital. Regierung ſtellt deßhalb das Anſuchen, daß die hierländigen 
Spitalsdirectionen angewieſen werden mögen, auch ihre erwähnten vorläufigen An- 
fragen, mit Beobachtung der zwiſchen den beiden Regierungen für die gegenfeitige Ber. 
pflegskoſten -Correſpondenz vereinbarten Normen, im diplomatiſchen Wege einzu⸗ 
bringen. 

Die k. k.. .... wird demnach aufgefordert, den Krankenhaus⸗Adminiſtra⸗ 
tionen des dortigen Verwaltungsgebietes die Beſtimmungen des h. o. Erlaſſes vom 4. 
December 1870, 3. 17.462 in Erinnerung zu bringen, wornach die Correſpondenz 
wegen Einbringung von Verpflegskoſten immer nur im Wege der vorgeſetzten Landes⸗ 
behörde mit der betreffenden k. und k. Geſandtſchaft zu führen iſt, welche Vorſchrift 
ſelbſtverſtändlich auch auf die Vorerhebungen bezüglich dieſer Verpflegskoſten Anwen⸗ 
dung zu finden hat. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Polizeic ommiſſär 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe und Polizeidirector in Krakau 
Karl Ritter v. Engliſch den Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann Johann Ritter v Tuſta⸗ 
nowski zum Regierungsrathe und Polizeidirector in Lemberg ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Alfred Ritter v. Oha no vich zum 
Oberfinanzrathe für Galizien ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Wahl des Hof- und Gerichtsadvocaten Dr Cajetan 
Felder zum Bürgermeiſter von Wien beftätiget. 

Seine Majeſtät haben dem Director des allgem. Krankenhauses in Prag 
Med. Dr. Friedrich Biermann anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Re⸗ 
gierungsrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben die Directorsſtelle beim Miniſterialzahlamte dem Con⸗ 
trolor der Staatsſchuldencaſſe Guſtav Halm v. Haimhoffen verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Controloren der Staatsſchuldencaſſe Johann 
Hegedüs Edlen v. Gör und Moriz Venus anläßlich deren Penſionkrung tarfrei 
den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Haupteaſſier der Staatsſchuldencaſſe Karl Ritter 
v. Schuſter anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Joſeph Schiroky zum Ju 
genieur für den Staatsbandienſt im Herzogthume Salzburg ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die abſolvirten Stiftlinge der k. und k orien⸗ 
taliſchen Akademie Alexander v. Bernd und Nikolaus v. Janko zu Conſularageleven 


Joſef Fröhlich das goldene 


ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Viceſecretär im Finanzminiſterium Karl Dem. 

mer zum Finanzrathe bei der Finanzdirection in Troppau ernannt. 
Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten im Finanzminiſteriu m 
Georg Loſert zum Rechuungsrathe bei der Generaldirection der Tabakregie ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die bei der Staatsſchuldencaſſe erledigten Controlors⸗ 
ſtellen den Liquidatoren Wilhelm Deffilier und 
caſſier Karl Schneider verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Bauadjuncten der Landesbaudirection in Salz⸗ 
burg Johann Rohrwek zum Bau- Ingenieur und den Rechnungsofficlal des Reichs- 
| triegsminiſterinms Emanuel Hanauſek zum Directionsingenieur bei der Dikaſte⸗ 
rial⸗Gebändedirection in Wien ernaunt. 

Der Ackerbaum niſter Hat den quiesc. k. k. Hüttenmeiſter Johaun Wagmeifter 
zum Adjuncten im Status der Bergbehörden ernannt. 


Auguft Müller, dann dem Haupt⸗ 


Erledigungen. 


Calculantenſtelle beim Rechnungedepartement der k. k. ſteiermärkiſchen Statt⸗ 
halterei mit 1 fl. Taggeld. (Amtsbl. Nr. 276.) 

Rechnungsdirectorsſtelle bei dem Statthalterei-Rechnungs⸗ Departement in 
Innsbruck mit der ſechſten Rangsclaſſe, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 278.) 

Oberförſtersſtelle im Bereiche der k. k. Forſt. und Domänendirection in Salz⸗ 
burg mit der neunten, eventuell eine Förſtersſtelle mit der zehnten oder eine Forſtafſi⸗ 
ſtentenſtelle mit der eilften Rangsſaſſe, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 280.) ü 

Prakticanteuſtehe mit 600 fl. Adjutum beim Punzirungsamte in Trieft, bis 
Ende December. (Amtebl. Nr. 280.) r n 

Kanzliſtenſtelle im k. k. Handelsminſterinm in der eilften Rangsclaſſe mit 600 fl. 
Gehalt und 300 fl. Actlvitäts⸗Zulage, bis 10. Jänner 1875. (Amtsbl. Nr. 283.) 

Thierarztesſtelle in Herzogthum Salzburg mit 500 fl. Wartegeld, bis Mitte 
Jänner 1875. (Amtsbl. Nr. 283.) 

Förſtersſtelle bei der Tiroler Forſt⸗ und Domänen⸗Direction mit der zehnten 
Rangsclaſſe, Reiſepauſchale (250 fl. bis 350 fl.), Kanzleipauſchale und Brennholzde— 
putat, bis 1. Jänner 1875. (Amtsbl. Nr. 284.) 

2 Prakticantenſtellen im Rechnungsdepartement der k. k. Generaldirection der 
Tabakregie in Wien mit je 300 fl. Adjutum, bis Mitte Jänner 1875. (Amtsbl. 
Nr. 284. 

le teten in Ober⸗Oeſterreich in der zehnten, eventuell eine 
Steueramtsadjunctenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte Jänner 1875. (Amts. 
blatt Nr. 289.) 8 4 

Verwaltersſtelle beim k. k. Central-Stempelmarken⸗Verſchleiß⸗Magazin und 
Stempelamte in Wien in der achten Rangsclaſſe, eventuell eine Controlors-, Offtcials⸗ 
oder eine Aſſiſtentenſtelle daſelbſt in der neunten, zehnten und eilften Rangsclaſſe, 
gegen Caution, bis Mitte Jänner 1875 (Amtsbl. Nr. 289.) * 

Landesſanitäts⸗Referentenſtelle bei der oberöſterreichiſchen Statthalterei in 
der ſechſten Rangsclaſſe, bis 20. Räner 1875. (Amtsbl. Nr. 289.) 

Controlorsſtelle bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien, eventuell 
eine Officialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Afſiſtentenſtelle in der 
eilften Rangeclaſſe, bis 15. Jänner 1875. (Amtsbl. Nr. 289.) r 

Controlirende Officialsſtelle beim Punzirungsamte in Bregenz in der zehnten 
Rangsclaſſe gegen Caution, bis 20. Jänner 1875. (Amtsbl. Nr 291.) 

Kanzliſtenſtelle im k. k. öſterr. Muſeum für Kunſt u. Induſtrie mit 600 fl. 
Gehalt u. 300 fl. Activitälszulage, bis Ende Jänner 1875. (Amtebl. Nr. 292.) 

Zwei Statthaltereiſecretärs⸗ und zwei Bezirke commiſſäreſtellen in Böhmen 
mit den ſyſtem. Bezügen, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 293.) 


Die nächſte Nummer der Zeitſchrift erſcheint 
Donnerstag den 7. Jänner 1875. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


